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Grundsätze

Art. 2 JStG: 
«Wegleitend für die Anwendung dieses Gesetzes sind der Schutz und die Erziehung des 
Jugendlichen. 

Den Lebens- und Familienverhältnissen des Jugendlichen sowie der Entwicklung seiner 
Persönlichkeit ist besondere Beachtung zu schenken.»

Art. 4 Abs. 1 – 3 JStPO:
«Für die Anwendung dieses Gesetzes sind der Schutz und die Erziehung der Jugendlichen 
wegleitend. Alter und Entwicklung sind angemessen zu berücksichtigen.

Die Strafbehörden achten in allen Verfahrensstadien die Persönlichkeitsrechte der Jugendlichen 
und ermöglichen ihnen, sich aktiv am Verfahren zu beteiligen. […]

Sie sorgen dafür, dass das Strafverfahren nicht mehr als nötig in das Privatleben der 
Jugendlichen und in den Einflussbereich ihrer gesetzlichen Vertretung eingreift.»
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Anwendbarkeit JStG – StGB und JStPO - StPO

JStG
Nur die gemäss Art. 1 JStG abschliessend aufgeführten Bestimmungen des StGB 
sind anwendbar 
 Achtung: ab 1.7.2025 neuer Vorbehalt: «…regelt, unter Vorbehalt von Art. 3 

     Abs. 2 JStG, …»

JStPO
Nur wenn die JStPO als lex specialis keine Bestimmung enthält, gilt die StPO (Art. 3 
Abs. 1 JStPO)
Zusätzlich sind in Art. 3 Abs. 2 JStPO jene Bestimmungen ausdrücklich erwähnt, 
welche im Jugendverfahren nicht anwendbar sind (bspw. Bundesgerichtsbarkeit, 
Gerichtsstand/besondere Gerichtstände im Falle mehrerer Beteiligter, abgekürztes 
Verfahren, Verfahren bei einer schuldunfähigen beschuldigten Person)
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Übergangstäter (I)
Regelung von nArt. 3 Abs. 2 JStG

Straftaten von Übergangstätern werden neu ab dem 1. Juli 2025 
formell getrennt beurteilt und sanktioniert werden:

Ausgangslage: Eröffnung vor Vollendung des 18. Altersjahres, Beurteilung im 
Jugendstrafverfahren, Strafen/Massnahmen gemäss JStG

Währenddessen Begehung Straftat nach 18. Altersjahr: gesonderte 
Verfahrensführung nach Erwachsenenstrafrecht, Strafen/Massnahmen gemäss 
StGB, somit zwei parallele Verfahren (vgl. nArt. 38 JStG und V-StGB-MStG-JStG [SR 
311.01])

Ausnahme: Eröffnung nach Vollendung des 18. Altersjahres, bekannt werden von 
Deliktsbegehung vor 18. Altersjahr, Strafen und Massnahmen nur noch StGB
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Übergangstäter (II)
Regelung von nArt. 3 Abs. 2 JStG

Handhabungsmöglichkeit für hängige Vorverfahren in der Praxis:

• Für diese Gesetzesänderung (vom 17.6.2022) wurden keine Übergangs- 
bestimmungen erlassen, mithin gelten grundsätzlich für hängige Verfahren die 
Übergangsbestimmungen der StPO (Art. 448 ff. StPO)

• Art. 448 Abs. 1 StPO: Grundsatz der sofortigen Anwendbarkeit neuen Rechts 
(keine Geltung der Lex-mitior-Regel im Strafprozessrecht)

• Ausnahmsweise Abweichung des Grundsatzes, wenn die betroffene Person durch 
die sofortige Anwendung des neuen Rechts einen Rechtsverlust erleiden würde
• die prozessuale Lage des betroffenen Übergangstäters kann als tatsächlich und in gewissem 

Ausmass beeinträchtigt gelten (Stichworte: Gerichtsstand, Vertrauensperson, Ausschluss der 
Öffentlichkeit, Asperationsprinzip etc.                 Schutz- und Erziehungsgedanke)
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Verteidigung als reine Interessenvertretung (I)

• Es obliegt den Jugendstrafbehörden neben ihrer Strafverfolgungsfunktion die 
erzieherische Funktion des Jugendstrafrechts einzubringen

• «Die Verteidigung ist in den Schranken von Gesetz und Standesregeln allein den 
Interessen des Jugendlichen verpflichtet. Ihr kommen keine eigentlichen 
Erziehungsaufgaben zu. Die gesetzliche Zielsetzung der mit ‘Schutz und 
Erziehung’ begründeten spezialpräventiven Privilegierungen besteht aber in den 
längerfristigen Interessen des Jugendlichen, vor weiteren Straftaten geschützt zu 
werden.» BGer, Urteil v. 1.12.2016, 6B_65/2016 E. 1.6
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Verteidigung als reine Interessenvertretung (II)

• Im Aussenverhältnis ist und bleibt die Verteidigung im Jugendstrafverfahren 
ausschliesslich den subjektiven Interessen des/der Jugendlichen und damit dem 
Prinzip der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet

• Im Innenverhältnis muss die Verteidigung den/die Jugendlichen sowohl über das 
materielle (JStG) wie das formelle (JStPO) Recht ausführlich informieren und es ist 
die Aufgabe der Verteidigung, die Interessen und Wünsche des/der Jugendlichen 
eingehend, sorgfältig und kritisch mit ihm zu besprechen 

• Die Jugendstrafverteidigung ist nicht Vertreter der gesetzlichen Vertretung und 
ohne Ausnahme dem Anwaltsgeheimnis verpflichtet
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Verteidigung
Wahlverteidigung

Sowohl die oder der urteilsfähige beschuldigte Jugendliche wie die gesetzliche 
Vertretung können gemäss Art. 23 JStPO eine Wahlverteidigung beauftragen 

Die gesetzliche Vertretung kann einen eigenen Anwalt mit der «Verteidigung» 
beauftragen; der Anwalt vertritt in einem solchen Fall die Interessen der 
gesetzlichen Vertretung als Vertretung des Jugendlichen (Doppelfunktion)

Exkurs: die gesetzliche Vertretung ist Partei sui generis: aufgrund des numerus 
clausus hinsichtlich der Eigenschaft der einzuvernehmenden Personen bleibt 
aufgrund des Auffangtatbestandes von Art. 162 StPO lediglich die Befragung als 
Zeugin offen (Achtung: eingeschränktes Zeugnisverweigerungsrecht, Art. 168 Abs. 4 
StPO)
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Verteidigung
Notwendige Verteidigung (I)

Die Bestimmung von Art. 24 JStPO ist lex specialis zu Art. 130 StPO

Notwendige Verteidigung liegt vor (keine Abklärung der finanziellen Verhältnisse!), 
wenn

• konkret ein unbedingter Freiheitsentzug von mehr als einem Monat oder eine 
Unterbringung droht (was bedeutet dies für Jugendliche unter 15 Jahren?)
 Hinweis: ob nur im Falle eines drohenden unbedingten Freiheitsentzugs  
   ein Fall notwendiger Verteidigung vorliegt, ist in der Literatur strittig

• eine bedingte Freiheitsstrafe von mehr als 3 Monaten droht, vgl. BGer, Urteil v. 
1.12.2016, 6B_655/2016, wobei das Bundesgericht festhält, Art. 24 lit. a JStPO 
dürfe nicht bloss schematisch angewendet werden 

• die Jugendanwaltschaft an der Hauptverhandlung persönlich auftritt (lit. e)
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Verteidigung
Notwendige Verteidigung (II)

• die UH oder SIH mehr als 24 Stunden gedauert hat, wobei die Dauer der 
vorläufigen Festnahme (kann 48 Stunden dauern, Art. 224 Abs. 2 StPO) nicht 
mitgerechnet wird (lit. c)

• bereits bei der Anordnung der UH klar ist, dass diese länger als 24 Stunden 
dauern wird (steht so nicht im Gesetz, aber analog Erwachsenenstrafrecht)

• der oder die Jugendliche vorsorglich in einer Einrichtung untergebracht worden 
ist (lit. d), dies gilt auch bei einer Einweisung zur Beobachtung (Art. 9 JStG), wenn 
die Beobachtung in geschlossenem Umfeld stattfindet und mehrere Monate 
dauert (BGE 145 IV 424 E. 4.5.2)
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Verteidigung
Notwendige Verteidigung (III)

• die eigenen Verfahrensinteressen nicht ausreichend gewahrt werden können 
und auch die gesetzliche Vertretung dazu nicht in der Lage ist (lit. b), unbesehen 
davon, ob es sich um einen Bagatellfall handelt (BGE 138 IV 35, bestätigt in BGer 
Urteil v. 10.7.2020, 1B_72/2020, E. 2.2)

Hinweis:  Gesamtwürdigung der Interessenwahrung vornehmen, namentlich

 - Schwere der Tat, drohende Sanktion (bspw. Tätigkeitsverbot, Art. 16a Abs. 1 JStG)

 - persönliche Gründe (mangelnde Fachkenntnisse, fehlende intellektuelle 
   Fähigkeiten, Interessenkonflikte, spezifische Unterstützungsbedürftigkeit etc.)

 - fallbezogene sachliche Gründe (Sachverhalt, rechtliche Würdigung, Sanktion)

 - allfällige im Raum stehende Zivilansprüche

Eine notwendige Verteidigung liegt auch im Verfahren um bedingte Entlassung vor 
(BGer, Urteil v. 29.9.2011, 6B_532/2011) 
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Verteidigung
Amtliche Verteidigung

Ein wesentlicher und stossender Unterschied betreffend Voraussetzungen der 
amtlichen Verteidigung liegt gemäss Art. 25 JStPO bei Jugendlichen im Gegensatz 
zur Regelung bei Erwachsenen darin, dass der Umstand einer gebotenen 
Verteidigung (heisst: keine notwendige Verteidigung, fehlen der erforderlichen 
Mittel und Wahrung der Interessen geboten) nicht erfasst wird

• Art. 132 Abs. 1 lit. b StPO muss analog gelten: die Regelung von Art. 25 JStPO darf 
daher nicht als abschliessende Sonderregel betrachtet werden

Gemäss neuer Fassung von Art. 133 Abs. 2 StPO ist die Eignung des amtlichen 
Verteidigers zu beachten
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Untersuchungshaft (I)
Art. 27 JStPO

Ultima ratio!
Jugendliche sind gegenüber Erwachsenen in Bezug auf die Anordnung der 
Untersuchungshaft schlechter gestellt:

• Anordnung durch Jugendanwalt für die ersten 7 Tage (dieses Vorgehen ist gemäss 
BGE 121 I 208 [ergangen 1995!] gesetzeskonform, wobei aber das BGer zu 
erkennen gibt, dass es die fragliche Zuständigkeit nicht unproblematisch findet)

• Spätestens nach der Befragung zur Sache während Hafteinvernahme und vor 
Stellungnahme zu den Haftgründen und daher unbedingt vor dem Entscheid 
über eine Haftanordnung muss dem Jugendlichen und seinem Verteidiger auf 
Verlangen Einsicht in die Akten gegeben werden (analog Art. 225 Abs. 2 StPO; 
kontradiktorisches Verfahren, rechtliches Gehör)
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Untersuchungshaft (II)
Art. 27 JStPO

• Richterliche Haftprüfung in der Praxis erst nach 9 Tagen

• Keine Beschleunigung durch Beschwerde ans ZMG (Art. 397 StPO)!

• Maximale Haftdauer im Sinne von Art. 212 Abs. 3 StPO (nicht länger als die zu 
erwartende Strafe)? Ja (forumpoenale 5/2013 284) und wenn später keine 
Anrechnung der UH an Strafe möglich ist, muss die Frage der Entschädigung 
geprüft werden (BGE 142 IV 289; Pra 2017 Nr. 105). 

• Verlängerung jeweils nur um einen Monat (Verfahren gemäss Art. 227 StPO)
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Ausgewählte Themen
Abgrenzung Strafen - Massnahmen

Strafen

• haben keinen tatvergeltenden Charakter, sondern sollen die Jugendlichen 
vordringlich in spezialpräventiver Zielsetzung von der Begehung weiterer 
Straftaten abhalten

Schutzmassnahmen

• orientieren sich noch weniger nach der Straftat an sich, sondern ausschliesslich 
an den pädagogischen, psychologischen und medizinischen Bedürfnissen der 
Jugendlichen; die besonderen Bedürfnisse müssen nicht nur zur Tatzeit bestehen, 
sondern auch im Zeitpunkt der Verurteilung

• setzen kein Defizit oder eine medizinische/pathologische Erkrankung/Störung 
voraus, aufgrund dessen die Tat begangen wurde (= kein Zusammenhang zur Tat)
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Ausgewählte Themen
Einvernahmen, insbesondere polizeiliche

Die Verteidigung hat sicherzustellen, dass richtig protokolliert wird und 
insbesondere auf folgendes geachtet wird:

• Orientierung und Anwesenheit der gesetzlichen Vertretung?
• Rechtsbelehrung: hat die/der Jugendliche diese effektiv verstanden? 
• der Tatvorwurf am Anfang der Befragung umfassend ausformuliert ist
• Sprach- und Leseverständnis der/des Jugendlichen
• Jugendliche Zivilforderungen nur anerkennen können, wenn die Einwilligung 

der gesetzlichen Vertretung vorliegt
• die/der Jugendliche nicht das Wissen und die Fähigkeit besitzt, eine rechtliche 

Würdigung zu beurteilen
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Ausgewählte Themen
Strafbefehlsverfahren (I)

Voraussetzung: keine Unterbringung, keine Busse über CHF 1’000, kein 
Freiheitsentzug von mehr als 3 Monaten (Art. 34 JStPO)

• Ungeachtet der Vorgaben von Art. 34 JStPO, wonach sich die Anwendbarkeit 
einzig nach der Sanktion richten müsse, muss der Sachverhalt liquide 
(eingestanden oder anderweitig ausreichend geklärt) sein, ansonsten Anklage zu 
erheben ist
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Ausgewählte Themen
Strafbefehlsverfahren (II)

Im Jugendstrafverfahren konnten im Strafbefehl Zivilforderungen 
schon vor der Revision entschieden werden, sofern die 
Voraussetzungen gegeben waren (Art. 32 Abs. 2 JStPO)

• Neu sind die im Erwachsenenstrafrecht geltenden Fristen der Bezifferung und 
Begründung (Art. 123 Abs. 2 StPO mit Verweis auf Art. 331 Abs. 2 StPO) zu 
beachten; gilt im Jugendstrafverfahren die Streitwertgrenze von CHF 30’000?

• Zivilansprüche können auch dem Grundsatze nach entschieden werden
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Ausgewählte Themen
Hauptverhandlung: Prognose

Die Anordnung einer Schutzmassnahme indiziert nicht zwangsläufig 
eine schlechte Legalprognose (ZR 110 [2011] Nr. 18; falsch daher: OGer ZH, 
Urteil v. 23.8.2021, SB200472 Ziff. V)

Jugendrechtliche Strafen stellen in einem erwachsenenrechtlichen 
Strafverfahren keinen objektiven Ausschlussgrund des Aufschubes dar 
und können in objektiver Hinsicht (Art. 42 Abs. 2 StGB) keine Schlecht-
prognose begründen (OGer ZH, Urteil v. 28.9.2015, SB150246)
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Ausgewählte Themen
Tätigkeits-, Kontakt- oder Rayonverbot (Art. 16a JStG)

Tätigkeitsverbot: gilt nur für Sexualstraftaten an Minderjährigen oder besonders 
schutzbedürftigen Personen

• Merke: kein zwingendes Tätigkeitsverbot wie im Erwachsenenstrafrecht

Kontakt- und Rayonverbot: gilt für alle Straftaten (grundsätzlich mithin auch für 
Übertretungen, sie sind jedoch im Vergleich mit Art. 67b StGB auf Vergehen und 
Verbrechen einzuschränken)

Anordnung auch vorsorglich möglich (Art. 26 Abs. 1 lic. JStPO)
• Insbesondere Kontakt- oder Rayonverbot werden in der Praxis fast ausschliesslich für eine 

gewisse Zeit angeordnet; bei der Aufhebung des Verbots vor Erlass eines Strafbefehls oder 
bei Hauptverhandlung Anrechnung an Strafe im Auge behalten

Vorgehen nach Wegfall des Verbots nach Art. 16a JStG: Art. 19b JStG (ab 1.7.2025)
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Ausgewählte Themen
Eintrag ins Strafregister

Eingetragen werden gemäss Art. 18 Abs. 2 lic. StReG seit 23.1.2023

• Verurteilungen wegen Verbrechen und Vergehen mit folgenden Anordnungen:
• Freiheitsentzug, Unterbringung (auch offene), ambulante Behandlung (!), Tätigkeitsverbot 

oder Kontakt- und Rayonverbot; nicht eingetragen werden daher Verweis und persönliche 
Leistung

Eingetragen werden gemäss Art. 18 Abs. 3 StReG seit 23.1.2023 

• Verurteilungen wegen Übertretungen (von Bundesrecht): 
• Wenn diese mit einem Tätigkeits- oder Kontakt-und Rayonverbot sanktioniert sind

Vermerkt werden sodann hängige Jugendstrafverfahren betreffend Verbrechen 
und Vergehen gemäss Art. 16 Abs. 2 StReG
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Ausgewählte Themen
Entfernung aus dem Strafregister

Entfernung der Einträge (Art. 30 Abs. 2 StReG):
• Grundurteile, die einen nicht nachträglich widerrufenen bedingten oder teilbedingten 

Freiheitsentzug nach Art. 25 JStG enthalten: 10 Jahre (lit. e); unbedingter FE 12 Jahre (lit. a)
• bei geschlossener Unterbringung: 12 Jahre (lit. g, Ziff. 2)
• bei offener Unterbringung: 10 Jahre (lit. g, Ziff. 3)
• ambulante Behandlung: 8 Jahre, sofern Fristberechnung nach den lit. a-h nicht möglich ist (lit. j)
• Verbote nach Art. 16a JStG frühestens nach 15 Jahren, sind die Fristen nach lit. a-l und n länger, 

so sind diese massgebend (lit. m)

Beginn Fristenlauf (Art. 30 Abs. 3 StReG):
• bei Freiheitsentzug ab Rechtskraft des Urteils (lit. a)
• bei ambulanter Behandlung und Unterbringung mit dem Tag, an dem die Massnahme 

aufgehoben wurde (lit. b)
• bei Verboten nach Art. 16a JStG mit dem Tag, an dem das zuletzt endende Verbot abgelaufen ist 

(lit. c)
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Ausgewählte Themen
Ausblick Änderungen per 1.7.2025 (I)

Persönlicher Geltungsbereich: Art. 3 Abs. 2 JStG
• Keine Übergangstäter mehr

Anschliessende Verwahrung (=Änderung der Sanktion): Art. 15 Abs. 5 JStG
• «Wurde die Unterbringung in einer geschlossenen Einrichtung aufgrund eines Mordes (Art. 

112 StGB) und zum Schutz Dritter von schwerwiegender Gefährdung durch den Jugendlichen 
angeordnet, so kann sie unter den Voraussetzungen von Art. 19c in Form der Verwahrung 
nach Art. 64 Abs. 1 StGB weitergeführt werden»

Vorbehaltene Verwahrung: Art. 25a JStG
• Anordnung einer Verwahrung im Grundurteil, wenn der Jugendliche einen Mord begangen 

hat, dafür zu mindestens 3 Jahren Freiheitsentzug verurteilt, keine Unterbringung nach Art. 
15 angeordnet wird und davon ausgegangen werden muss, dass der Jugendliche eine 
schwerwiegende Gefahr für Dritte darstellt
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Ausgewählte Themen
Ausblick Änderungen per 1.7.2025 (II)

damit zusammenhängende neue Bestimmungen (nicht abschliessend):

• Art. 9 Abs. 4 JStG (sachverständigende Begutachtung)

• Art. 19 Abs. 1bis JStG (Beendigung der Massnahme)

• Art. 19c JStG (Verwahrung)

• Art. 25a JStG (Verwahrungsvorbehalt)

• Art. 27a JStG (Anordnung der vorbehaltenen Verwahrung)

• Art. 32 Abs. 3 Satz 3 (Zusammentreffen von Schutzmassnahmen und Freiheitsentzug)
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Vielen Dank

Anwaltskanzlei Engel   Caroline Engel

Gartematt 1   engel@engel-legal.ch

8180 Bülach    +41 44 542 88 80

    www.engel-legal.ch 
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